
Pressemitteilung 
Gewalt und Extremismus an Schulen da�f nicht dem Zufall überlassen werden!

Lüneburg/Hannover. Seit über einem Jahr fehlt in Niedersachsen ein gültiger Erlass zur Gewaltprävention an Schulen – ein 
Zustand, der nicht nur die Bildungsein�ichtungen, sonde�n auch die demokratischen We�te unserer Gesellschaft bedroht. Im 
heutigen Ausschuss konnte das Kultusministe�ium zudem keine Angaben dazu machen, wann mit einem neuen Erlass zu 
rechnen ist. Stattdessen wurde auf eine „übliche Praxis“ ve�wiesen, was bei der B�isanz des Themas völlig unzureichend ist. 

Die Landtagsabgeordnete Anna Bauseneick findet deutliche Wo�te: „Es reicht nicht, auf übliche Praxis zu ve�weisen, während 
Gewalt und Extremismus an unseren Schulen zunehmen. Der Ansp�uch, der hier gelten muss, ist klar: Vo�fälle müssen 
konsequent e�fasst, gemeldet und es muss mit gezielten Maßnahmen entgegnet werden. Alles andere ist ein gefährliches 
Signal der Gleichgültigkeit.“

Bereits im Dezember 2023 hatte die CDU�Fraktion beantragt, Vo�fälle wie Rechtsextremismus, Linksextremismus, Islamismus 
und Antisemitismus differenzie�t zu e�fassen und eine verbindliche Meldepflicht einzuführen. Doch auch ein Jahr später fehlt 
jede Initiative des Kultusministe�iums.

„Schulen sind O�te, an denen demokratische We�te ve�mittelt und gelebt werden. Das Kultusministe�ium muss endlich handeln 
und der Verantwo�tung gerecht werden, die diese Aufgabe verlangt“, forde�t Bauseneick.

Die CDU�Fraktion bleibt bei ihrer Forde�ung nach einem verbindlichen Erlass und einer klaren Strategie, um Gewalt und 
Extremismus an Schulen entschlossen entgegenzutreten.


